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zur Gewährleistung von Ordnung und Sicherheit in der 
Umgebung von Verkehrsanlagen aus.

Eine primär auf die Grundstücksnutzung orientierte 
Bestimmung des Anliegers hat den Vorzug, daß als An­
lieger einzig und allein der Betrieb oder Bürger fungiert, 
der die Grundstücksnutzung real ausübt.12 Nutzungsbe­
rechtigte mit der Rechtsposition eines Anliegers können 
demzufolge sein:

a) die die Nutzungsbefugnis, selbst ausübenden Grund­
stückseigentümer,

b) die die Nutzungsbefugnis selbst wahrnehmenden 
Rechtsträger volkseigener Grundstücke,

c) die Inhaber staatlich verliehener Nutzungsrechte13,
d) diejenigen, die auf der Grundlage einer Zuweisung 

eine genossenschaftlich genutzte Bodenfläche in persön­
licher Nutzung haben14,

e) die auf der Grundlage genossenschaftlichen Boden­
nutzungsrechts nutzenden Betriebe (LPGs, GPGs, KEs),

f) die Inhaber von Erbbaurechten,
g) diejenigen, die ein Grundstück auf der Grundlage 

eines Vertrags zur Überlassung des Gebrauchs nutzen.
Zur Nutzergruppe nach Buchst, g gehören auch die­

jenigen Organisationen, die ein vertragliches Nutzungsver­
hältnis i. S. der §§ 71 f. Vertragsgesetz unterhalten. Außer­
dem zählen zu ihr solche Bürger, die gemäß §§ 312 ff. ZGB 
Nutzungsrechtsverhältnisse begründet haben. Dabei ist 
grundsätzlich unerheblich, ob die Nutzungsberechtigung 
einzelnen Personen, Eheleuten oder einer Mehrzahl von 
Bürgern (z. B. einer Garagengemeinschaft) zusteht. Ohne 
Belang ist auch, ob sich die Nutzungsberechtigung auf ein 
bebautes oder unbebautes Grundstück bezieht.

Von Nutzung kann aber nur dann gesprochen werden, 
wenn zwischen dem Nutzer und dem in seinem Besitz be­
findlichen Grundstück eine intensive und stabile (d. h. auf 
Dauer angelegte) Verbindung besteht. Stellt z. B. der ver­
traglich Nutzende das Grundstück einer Familie für 14 Tage 
zur Verfügung, damit diese dort ihren Urlaub verbringt, 
bleibt er der Grundstücksnutzer.

Probleme bei der Anwendung dös Nutzungsprinzips 
ergeben sich dann, wenn Gebäude von einer Vielzahl von 
Bürgern (Mietern) bewohnt werden. Es erscheint uns 
fraglich, ob der einzelne Mieter — da das Objekt seiner 
Nutzung hauptsächlich die ihm zugewiesene Wohnung 
ist. — als Grundstücksnutzer qualifiziert werden kann.15 
Auch der Vermieter kann aber nicht als Nutzer des Grund­
stücks angesehen werden, weil er sich nicht der Gebrauchs­
vorteile bedient, die das Gebäude tatsächlich bietet.

Deshalb ist bei Mietwohngrundstücken für die Beant­
wortung der Frage, wer als Anlieger zu gelten hat, der 
Aspekt der Verantwortung für das g e s a m t e  Gebäude 
von ausschlaggebender Bedeutung. Handelt es sich um 
volkseigene Wohngebäude, trägt diese Verantwortung der 
Rechtsträger (der VEB KWV/GW), weil ihm rechtlich die 
Erhaltung der Bausubstanz sowie die Gewährleistung von 
Ordnung und Sicherheit in der unmittelbaren Umgebung 
der Gebäude obliegt. Deshalb muß hier das Nutzungsprinzip 
durch das Bewirtschaftungsprinzip ergänzt werden. Dieses 
Prinzip muß überall dort Platz greifen, wo die Grund­
stücksnutzung in Gestalt einer — auf mietvertraglicher 
Basis erfolgenden — kollektiven Gebäudenutzung vor sich 
geht.16 .

Materielle Verantwortlichkeit bei Schadensfällen 
wegen Verletzung von Straßenreinigungspflichten

Bei Schadensfällen im Zusammenhang mit der Verletzung 
von Straßenreinigungspflichten ist zunächst davon auszu­
gehen, daß die regelmäßige Reinigung der öffentlichen 
Straßen, Wege und Plätze gemäß § 67 Abs. 3 GöV, § 1 Abs. 1 
der 3. DVO zum LKG und § 5 Abs. 1 OSHVO eine Aufgabe 
der Räte der Städte und Gemeinden ist. Diese Aufgabe 
obliegt den örtlichen Räten im Rahmen ihrer staatlichen 
Verantwortung für Ordnung, Sauberkeit und Hygiene im 
Territorium. Soweit die Straßenreinigung nicht durch ent­

sprechende Beschlüsse der Volksvertretungen als Anlieger­
pflicht ausgestaltet wurde, ist sie folglich eine Ausübung 
staatlicher Tätigkeit. Dies führt dazu, daß bei Verletzung 
der Reinigungspflicht und einer darauf zurückzuführenden 
Schädigung -eines Verkehrsteilnehmers ein Ersatzanspruch 
gegenüber dem örtlichen Rat nach dem Gesetz zur Rege­
lung der Staatshaftung in der DDR — Staatshaftungsgesetz 
(StHG) - vom 12. Mai 1969 (GBl. I Nr. 5 S. 34) besteht.

Dieser Anspruch gegenüber dem örtlichen Rat ist auch 
dann gegeben, wenn dieser sich zur Erfüllung seiner 
Pflichten eines Betriebes, einer Einrichtung oder einer Ge­
nossenschaft bedient. Die zur Erfüllung der Aufgaben 
eingesetzten Betriebe übernehmen Pflichten nur gegenüber 
dem Staatsorgan, sie sind also der Öffentlichkeit nicht ver­
antwortlich.17

In der Praxis dürfte die Verantwortlichkeit des ört­
lichen Rates nach dem StHG selten sein, weil die weitaus 
meisten Schadensfälle wegen ungenügender Durchführung 
des Straßenwinterdienstes auf den Fahrbahnen (hier findet 
die Verantwortlichkeitsregelung des § 23 StraßenVO An­
wendung18) bzw. wegen ungenügender Räumung oder Ab­
stumpfung bei Schnee und Eisglätte auf den Gehwegen 
— die Pflicht zur Beseitigung obliegt in der Regel den An­
liegern — auf treten.

Führt die Verletzung von Anliegerpflichten zum Schaden, 
hat der Geschädigte einen zivilrechtlichen Schadenersatz­
anspruch nach den §§ 330 ff. ZGB. Dies gilt unabhängig 
davon, Wer Anlieger ist. Ist ein staatliches Organ Anlieger, 
besteht gegen dieses kein Anspruch nach dem StHG.19

Bei der Erfüllung der Anliegerpflichten handelt es sich 
folglich nicht um die Ausübung staatlicher Tätigkeit i. S. 
des StHG. Im Unterschied zur Straßenreinigung als staat­
liche Aufgabe der örtlichen Räte stellen die Anliegerpflich­
ten allgemeine Verhaltenspflichten dar20, die den Betrieben 
und Bürgern auf Grund ihrer Rechtsbeziehung zu dem an 
die öffentliche Straße anliegenden Grundstück obliegen und 
deshalb — sofern die Ansprurhsvoraussetzungen vorliegen — 
die materielle Verantwortlichkeit gemäß §§ 330 ff. ZGB 
auslösen.

Auf Grund der speziellen Regelung des § 8 Abs. 1 Satz 2 
der 3. DVO zum LKG übernehmen die Anlieger ent­
sprechend den Beschlüssen der örtlichen Volksvertretungen 
selbst rechtliche Verantwortung gegenüber'der Allgemein­
heit; sie werden nicht im Auftrag des Rates tätig , (wie 
z. B. stadtwirtschaftliche Dienstleistungsbetriebe -ent­
sprechend der Orientierung des § 6 der 3. DVO zum LKG). 
Auch daraus läßt sich u. E. erkennen, daß die Erfüllung der 
Anliegerpflichten nicht Ausübung staatlicher Tätigkeit 
ist.

Materielle Verantwortlichkeit 
der Grundstücksnutzer als Anlieger

Eine wichtige rechtliche Konsequenz aus der Anwendung 
des Nutzungsprinzips auf die Anliegerfrage besteht darin, 
daß nur die Grundstücks n u t z e r  materiell für die Folgen 
einzustehen haben, die anderen aus der Nichteinhaltung 
der Anliegerpflichten erwachsen. Die materielle Verant­
wortlichkeit richtet sich einheitlich nach den §§ 330 ff. ZGB, 
und zwar sowohl für Organisationen (einschließlich Staats­
organe und staatliche Einrichtungen) als auch für Bürger.21 
Die Verpflichtung zum Schadenersatz ist bei Bürgern vom 
Vorliegen eines Verschuldens abhängig (§ 333 ZGB); Be­
triebe können sich nur im Rahmen des § 334 ZGB von 
ihrer Verantwortlichkeit befreien.

Erfüllen die Vermieter von Wohngrundstücken bzw. 
Wohnungen in größeren Gebäuden die ihnen als Bewirt­
schafter obliegenden Anliegerpflichten nicht, haben sie 
für die anderen daraus erwachsenden Schäden materiell 
wie Grundstücksnutzer einzustehen (§§ 330 ff. ZGB). Bei der 
auf diese ZGB-Bestimmungen gestützten Schadenersatz­
pflicht hat der Rechtsträger oder sonstige Vermieter für 
eigenes pflichtwidriges und schadensverursachendes Unter­
lassen einzustehen.


